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171. Verordnung: Krebsstatistikverordnung
1 7 2 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 1 West Autobahn — Halbanschluß-

stelle Ansfelden im Bereich der Gemeinde Ansfelden
1 7 3 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 166 Paß Gschütt Straße im Bereich der

Gemeinde Annaberg im Lammertal
1 7 4 . Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnit-

tes der B 175 Wildbichler Straße im Bereich der Gemeinden Kufstein und Ebbs

1 7 1 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 16. März
1978 über die statistische Erfassung von Ge-
schwulstkrankheiten (Krebsstatistikverord-

nung)

Auf Grund des § 3 Abs. 2 des Krebsstatistik-
gesetzes, BGBl. Nr. 138/1969, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 425/1969 wird verord-
net:

§ 1. Die statistischen Erhebungen über Ge-
schwulstkrankheiten (§ 2 des Krebsstatistikge-
setzes) haben mittels des einen Bestandteil dieser
Verordnung bildenden Formblattes zu erfolgen
(Anlage).

§ 2. (1) Die gemäß § 4 des Krebsstatistikge-
setzes zur Meldung Verpflichteten haben das aus-
gefertigte Formblatt jeweils nach Beendigung des
Anstaltsaufenthaltes eines Kranken oder, im Falle
ambulanter Behandlung, nach Klärung der Dia-
gnose, spätestens bis zum 15. des diesem Zeit-
punkt folgenden Monats an das Österreichische
Statistische Zentralamt einzusenden.

(2) Bei einer neuerlichen stationären oder am-
bulanten Behandlung eines Kranken ist wiederum
ein Formblatt auszufertigen und gemäß Abs. 1
einzusenden.

(3) Ein Formblatt ist auch nach einer Ob-
duktion auszufertigen und gemäß Abs. 1 einzu-
senden, wenn durch die Obduktion eine früher
gestellte Diagnose einer Geschwulstkrankheit
nicht bestätigt worden ist.

§ 3. Bei Todesfällen, denen keine stationäre
Behandlung vorangegangen ist, haben die in
§ 4 lit. c und d des Krebsstatistikgesetzes ange-
führten Meldepflichtigen die Punkte A bis C des
Formblattes dann auszufüllen, wenn sie eine Ob-
duktion vorgenommen haben.

§ 4. (1) Die Verordnung tritt am 1. Juni 1978
in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt
die Verordnung BGBl. Nr. 432/1969 außer Kraft.

Leodolter
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172. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 28. März 1978 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der A 1 West Autobahn — Halbanschluß-
stelle Ansfelden im Bereich der Gemeinde

Ansfelden

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird verord-
net:

Die Halbanschlußstelle Ansfelden der A 1 West
Autobahn wird im Bereich der Gemeinde Ansfel-
den wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Anschlußstelle liegt
zwischen km 170,400 und km 170,700 der be-
stehenden A 1 West Autobahn und stellt über
eine Abfahrtsstraße zur Traunufer-Landesstraße
Nr. 563 bzw. über eine Zufahrtsstraße von der
Ansfeldner Bezirksstraße Nr. 1392 die Verbin-
dung von bzw. zur A 1 West Autobahn her.

Im einzelnen ist der Verlauf dieser Zu- bzw.
Abfahrtsstraße der Halbanschlußstelle Ansfelden
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Oberösterreichischen
Landesregierung sowie bei der Gemeinde Ansfel-
den aufliegenden Planunterlagen (Katastermaß-
stab 1 : 5000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführte Zu- bzw. Abfahrtsstraße Anwen-
dung. Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes
sind den aufliegenden Planunterlagen zu ent-
nehmen.

Moser

173 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 28. März 1978
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 166 Paß Gschütt Straße im
Bereich der Gemeinde Annaberg im Lammer-

tal

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird
verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 166
Paß Gschütt Straße wird im Bereich der

Gemeinde Annaberg im Lammertal wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 1,500, korrigiert den bestehenden
Straßenverlauf durch Ausschaltung des vorhande-
nen Bogens und endet bei km 2,000.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Technik,
beim Amt der Salzburger Landesregierung sowie
bei der Gemeinde Annaberg im Lammertal auf-
liegenden Planunterlage (Planzeichen 2654-4;
Maßstab 1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
der aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Moser

174. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 4. April 1978 be-
treffend die Auflassung eines für den Durch-
zugsverkehr entbehrlich gewordenen Ab-
schnittes der B 175 Wildbichler Straße im
Bereich der Gemeinden Kufstein und Ebbs

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird ver-
ordnet:

Der Straßenteil der B 175 Wildbichler Straße
von der Einbindung in die B 171 Tiroler Straße
(Kreuzung Salurnerstraße/Schubertstraße/Carl
Schurffstraße) bis km 2,990 (alt)/2,812 (neu)
wird, da er durch die Umlegung auf den bereits
fertiggestellten und verkehrsübergebenen, mit
Verordnung vom 10. Juni 1974, BGBl. Nr. 349,
bestimmten Abschnitt für den Durchzugsverkehr
entbehrlich wurde, als Bundesstraße aufgelassen.

Im einzelnen ist der als Bundesstraße aufge-
lassene Straßenabschnitt (gelb ausgewiesen) aus
den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Tiroler Landesregierung
sowie bei den Gemeinden Kufstein und Ebbs
aufliegenden Planunterlagen (Obersichtsplan
1 : 5000 mit Lageplan 1 : 2880) zu ersehen.

Moser


